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Beschlüsse des 24. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung von Fristen des Gesetzes über den Abbau der 
Wohnungszwangswirtschaft und über ein soziales Miet- und 

Wohnrecht 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Änderung des Zweiten Bundesmietengesetzes 

i 

1. § 15 des Zweiten Bundesmietengesetzes vom; | 
23. Juni 1960 (Bundesgesetzbl, I S. 389) erhält , 

folgende Fassung: j 

„§ 15 j 

(1) Die Mietpreise für preisgebundenen Wohn- j 

raum werden nach Maßgabe der Absätze 2 bis 6 j 
frühestens am 1. August 1963 und spätestens am 
1. Januar 1966 freigegeben, jedoch nicht vor 
dem Zeitpunkt, zu dem das in § 2 des Gesetzes 
über die Gewährung von Miet- und Lastenbei- 
hilfen bezeichnete Gesetz in Kraft getreten ist. 

(2) Ist die Wohnraumbewirtschaftung für eine J 
kreisfreie Stadt oder einen Landkreis durch eine 
Rechtsverordnung der Landesregierung nach 

§ 3 c oder § 3 d des Wohnraumbewirtschaftungs- 
gesetzes bis zum 30. Juni 1963 aufgehoben wor- ; 
den, so unterliegen Mietverhältnisse über preis- | 
gebundenen Wohnraum in diesen kreisfreien 
Städten und Landkreisen von idem Zeitpunkt an 
nicht mehr den Preisvorschriften, zu dem die ! 
Mietpreise durch Rechtsverordnung der Landes- I 
regierung freigegeben sind. Die Landesregierung J 
soll vom 1. August 1963 und sodann vom 1. Juli 
jedes weiteren Jahres an die Mietpreise für die- | 
jenigen kreisfreien Städte und Landkreise frei- ! 
geben, in denen die Zahl der Wohnparteien die | 
Zahl der vorhandenen Wohnungen am 31. De- | 
zember des vorhergegangenen Jahres um we- j 
niger als 3 vom Hundert überschritten hat; ! 
§ 3 dd Abs, 2 und 3 des Wohnraumbe wirtschaf- j 
tungsgesetzes ist anzuwenden. 

In der Rechtsverordnung soll die Preisbindung j 
für Gemeinden eines Landkreises auf deren An- ; 
trag aufrechterhalten werden, wenn i 

a) nach der für die Freigabe der Miet- | 
preise maßgebenden Berechnung des 
Wohnungsfehlbestandes die Voraus- 
setzungen für eine Aufrechterhaltung 
der Wohnraumbewirtschaftung nach ] 
§ 3 dd Abs. 4 des Wohnraumbewirt- j 
schaftungsgesetzes vorliegen würden ; 
und i 


b) bei der Aufhebung der Wohnraum- 
bewirtschaftung für den Landkreis 
die Aufrechterhaltung der Wohnraum- 
bewirtschaftung für die Gemeinden 
nach § 3 c Abs. 3 oder 3 d Abs. 2 
des Wohnraumbewirtschaftungsgeset- 
zes deshalb unterblieben ist, weil da- 
mals die gesetzlichen Voraussetzungen 
dieser Vorschriften hinsichtlich der Be- 
rechnung des Wohnungsfehlbestandes 
nicht Vorgelegen haben. 

(3) Wird die Wohnraumbewirtschaftung für 
eine kreisfreie Stadt oder einen Landkreis durch 
eine Rechtsverordnung der Landesregierung 
nach § 3 dd des Wohnraumbewirtschaftungsge- 
setzes nach dem 30. Juni 1963 aufgehoben, so 
unterliegen vom Zeitpunkt der Aufhebung an, 
frühestens vom 1. August 1963, Mietverhältnisse 
über preisgebundenen Wohnraum nicht mehr 
den Preisvorschriften; auf diese Rechtsfolge ist 
in den Rechtsverordnungen hinzuweisen. 

(4) Soweit in den Fällen des Absatzes 2 die 
Wohnraumbewirtschaftung für eine Gemeinde 
eines Landkreises aufrechterhalten und später 
durch eine Rechtsverordnung der Landesregie- 
rung nach § 3 c Abs. 4 oder § 3 d Abs. 2 Satz 2 
des Wohnraumbewirtschaftungsgesetzes bis zum 
30. Juni 1963 aufgehoben ist, ist Absatz 2 Sätze 1 
und 2 entsprechend anzuwenden. Ist in den Fäl- 
len des Absatzes 2 die Wohnraumbewirtschaf- 
tung für eine Gemeinde eines Landkreises über 
den 30. Juni 1963 aufrechterhalten oder ist in 
den Fällen des § 3 dd Abs. 4 des Wohnraumbe- 
wirtschaftungsgesetzes die Wohnraumbewirt- 
schaftung für eine Gemeinde eines Landkreises 
aufrechterhalten, so unterliegen Mietverhältnisse 
über preisgebundenen Wohnraum von dem Zeit- 
punkt an nicht mehr den Preisvorschriften, von 
dem an die Wohnraumbewirtschaftung durch 
eine Rechtsverordnung nach § 3 dd Abs. 5 des 
Wohnraumbewirtschaftungsgesetzes aufgehoben 
wird, frühestens vom 1. August 1963; auf diese 
Rechtsfolge ist in den Rechtsverordnungen hin- 
zuweisen. 

(5) Soweit in den Fällen des Absatzes 2 Satz 3 
die Preisbindung für eine Gemeinde eines Land- 
kreises aufrechterhalten wird, unterliegen Miet- 
verhältnisse über preisgebundenen Wohnraum 
in dieser Gemeinde von dem Zeitpunkt an nicht 
mehr den Preisvorschriften, zu dem die Miet- 
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preise durch Rechts Verordnung der Landesregie- 
rung für die Gemeinde freigegeben sind. Ab- 
satz 2 Satz 2 ist entsprechend anzuwenden. 

(6) Wird die Wohnraumbewirtschaftung für | 
eine kreisfreie Stadt, einen Landkreis oder eine 
Gemeinde eines Landkreises auf deren Antrag 
durch eine Rechtsverordnung der Landesregierung 
nach§ 3 e des Wohnraumbewirtschaftungsgesetzes 
vorzeitig aufgehoben, so unterliegen Mietverhält- 
nisse über preisgebundenen Wohnraum weiter 
den Preisvorschriften; auf diese Rechtsfolge ist in 
dieser Rechtsverordnung hinzuwedsen. Uber- , 
schreitet die Zahl der Wohnparteien die Zahl der | 
vorhandenen Wohnungen am 31. Dezember 1962 
oder am 31. Dezember eines der nachfolgenden 
Jahre um weniger als 3 vom Hundert, so soll die 
Landesregierung durch eine weitere Rechtsver- 
ondnung bestimmen, daß die Mietverhältnisse 
über preisgebundenen Wohnraum frühestens 
von dem 1. August 1963 oder dem 1. Juli jedes 
nachfolgenden Jahres an nicht mehr den Preis- 
Vorschriften unterliegen; § 3 dd Abs. 2 und 3 des 
Wohnraumbewirtschaftungsgesetzes ist anzu- ' 
wenden. 

(7) Ist im Falle des Absatzes 6 die Wohn- j 
raumbewirtschaftung für eine Gemeinde eines 
Landkreises zunächst aufrechterhalten, aber spä- 
ter bis zum 30. Juni 1963 aufgehoben worden, so 
ist Absatz 2 Sätze 1 und 2 entsprechend anzu- 
wenden. Ist im Falle des Absatzes 6 die Wohn- 
raumbewirtschaftung für eine Gemeinde eines 
Landkreises zunächst aufrechterhalten und wird 
sie nach dem 30. Juni 1963 aufgehoben, so unter- 
liegen Mietverhältnisse über preisgebundenen 
Wohnraum vom Zeitpunkt der Aufhebung an, 
frühestens vom 1. August 1963, nicht mehr den 
Preisvorschriften; auf diese Rechtsfolge ist in 
den Rechtsverordnungen hinzuweisen." 

2. § 15 des Zweiten Bundesmietengesetzes in der 
im Land Berlin geltenden Fassung wird wie folgt 
gefaßt: 

„§ 15 

Die Mietpreise für preisgebundenen Wohn- j 
raum werden ein Jahr nach der Aufhebung der 
Wohnraumbewirtschaftung, frühestens am 1. Au- j 
gust 1963, freigegeben, jedoch nicht vor dem j 
Zeitpunkt, zu dem das in § 2 des Gesetzes über 
die Gewährung von Miet- und Lastenbeihilfen be- 
zeichnete Gesetz in Kraft getreten ist." 


Artikel II 

Änderung des Wohnraumbewirtschaftungsgesetzes 

1. Das Wohnraumbewirtschaftungsgesetz vom 
23. Juni 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 389, 418) wird 
wie folgt geändert: 

a) In § 3 c Abs. 4 werden die Worte „oder vom j 
1. Juli jedes weiteren Jahres" durch die 
Worte „oder vom 1. Juli 1962" ersetzt. 


b) § 3 d wird wie folgt geändert: 

aa) Die bisherige Überschrift wird durch 
„Gebietsweise Aufhebung der Wohn- 
raumbewirtschaftung in den Jahren 1961 
und 1962" ersetzt. 

bb) In Absatz 1 werden die Worte „sodann 
vom 1. Juli jedes weiteren Jahres" durch 
die Worte „vom 1. Juli 1962" ersetzt. 

cc) In Absatz 2 Buchstabe b werden die 
Worte „jedes weiteren Jahres" durch 
„1962" ersetzt. 

c) Nach § 3 d ist folgender neuer § 3 dd einzu- 
fügen: 

„§ 3 dd 

Gebietsweise Aufhebung 
der Wohnraumbewirtschaftung ab 1. Juli 1963 

(1) Die Wohnraumbewirtschaftung soll 
vom 1. Juli 1963 und sodann vom 1. Juli jedes 
weiteren Jahres an durch Rechtsverordnung 
der Landesregierung in den kreisfreien Städ- 
ten und Landkreisen aufgehoben werden, in 
denen die Zahl der Wohnparteien die Zahl 
der vorhandenen Wohnungen am 31. De- 
zember des vorhergegangenen Jahres um 
weniger als 3 vom Hundert überschritten hat. 
Die §§ 21, 22, 35 bleiben unberührt. 

(2) Für die Zahl der vorhandenen Woh- 
nungen ist von dem Wohnungsbestand aus- 
zugehen, der auf Grund des Volkszählungs- 
gesetzes 1961 vom 13. April 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 437) ermittelt worden ist. Von 
diesem Wohnungsbestand sind die Wohnun- 
gen abzuziehen, die sich nach den gebäude- 
statistischen Feststellungen auf Grund des 
Volkszählungsgesetzes 1961 in nur zeitweise 
bewohnten Ein- und Zweifamilienhäusern be- 
finden oder von den Angehörigen auslän- 
discher Streitkräfte gemietet sind. Der ver- 
bleibende Wohnungsbestand ist nach der 
amtlichen Bautätigkeitsstatistik auf Grund des 
Gesetzes über die Durchführung von Statisti- 
ken der Bautätigkeit vom 20. August 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 704) entsprechend den 
Zu- und Abgängen fortzuschreiben. Zu- und 
Abgänge, die sich aus Veränderungen der 
von den ausländischen Streitkräften in An- 
spruch genommenen Wohnungen ergeben, 
sind ebenfalls zu berücksichtigen. 

(3) Als Wohnparteien zählen die Mehrper- 
sonenhaushalte und die Hälfte der Einperso- 
nenhaushalte, in Gemeinden mit 100 000 und 
mehr Einwohnern 60 vom Hundert der Ein- 
personenhaushalte. Die Zahl der Wohnpar- 
teien ist aus der Statistik auf Grund des 
Volkszählungsgesetzes 1961 zu ermitteln und 
fortzuschreiben. Die Fortschreibung geschieht 
in der Weise, daß das Verhältnis der Wohn- 
parteien zur Einwohnerzahl aus der Statistik 
auf Grund des Volkszählungsgesetzes 1961 
auf die nach der amtlichen Bevölkerungssta- 
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tistik auf Grund des Gesetzes über die Sta- 
tistik der Bevölkerungsbewegung und die 
Fortschreibung des Bevölkerungsstandes vom 
4. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 694) fortge- 
schriebene Einwohnerzahl übertragen wird. 

(4) In der Rechtsverordnung nach Absatz 1 
soll die Wohnraumbewirtschaftung in den in 
Absatz 1 bezeichneten Landkreisen für Ge- 
meinden auf deren Antrag aufrechterhalten 
werden, wenn die wohnungswirtschaftlichen 
Verhältnisse es erfordern und wenn 

a) die Zahl der Einwohner über 10 000 
beträgt und die Zahl der Wohnpar- 
teien die Zahl der vorhandenen 
Wohnungen am 31. Dezember des 
vorhergegangenen Jahres um 5 vom 
Hundert überschritten hat oder 

b) die Zahl der Wohnparteien die 
Zahl der vorhandenen Wohnungen | 
am 31. Dezember des vorhergegan- 
genen Jahres um 3 vom Hundert 
überschritten hat, die Zahl der Ein- 
wohner über 2000 beträgt und sich 
in den letzten 3 Jahren vor dem 
1. Januar 1963 oder dem 1. Januar 
jedes weiteren Jahres uin mehr als 
10 vom Hundert erhöht hat. 

(5) Die Wohnraumbewirtschaftung in den 

in Absatz 4 bezeichneten Gemeinden sowie in 
den in § 3 c Abs. 3 und § 3 d Abs. 2 bezeich- 
neten Gemeinden, in denen die Wohnraum- 
bewirtschaftung bis zum 30. Juni 1963 noch 
nicht aufgehoben ist, soll durch Rechtsverord- 
nung der Landesregierung vom 1. Juli 1963 
oder vom 1. Juli jedes weiteren Jahres an 
aufgehoben werden, wenn am 31. Dezember 
des vorhergegangenen Jahres die Zahl der 
Wohnparteien die Zahl der vorhandenen 
Wohnungen um weniger als 3 vom Hundert , 
überschritten hat.' 1 ! 

d) § 3 e wird wie folgt geändert: j 

aa) In Absatz 1 werden die Worte „§§ 3 c 
und 3 d" durch die Worte „§§ 3 c, 3 d 
und 3 dd" ersetzt. i 

bb) In Absatz 2 ist nach der Zahl „4" einzu- ; 
fügen „und vom 1. Juli 1963 an § 3 dd 
Abs. 4 und 5". ! 

2. § 3 c des Wohnraumbewirtschaftungsgesetzes in ; 

der im Land Berlin geltenden Fassung gemäß 
der Bekanntmachung vom 7. Juli 1960 (GVB1. 
Berlin S. 646) wird wie folgt gefaßt: 

„§ 3 c 

Aufhebung der Wohnraumbewirtschaftung 
bei Wegfall des Wohnungsfehlbestandes 

(1) Die Wohnraumbewirtschaftung soll durch 
Rechtsverordnung des Senats von Berlin mit 
Wirkung vom 1. Juli des Jahres aufgehoben 


werden, das auf den 31. Dezember folgt, an dem 
die Zahl der Wohnparteien die Zahl der vor- 
handenen Wohnungen um weniger als 1 vom 
Hundert überschritten hat. Die §§ 21, 22, 35 
bleiben unberührt. 

(2) Für die Zahl der vorhandenen Wohnun- 
gen ist von dem Wohnungsbestand auszugehen, 
der auf Grund des Volkszählungsgesetzes 1961 
vom 13. April 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 437) er- 
mittelt worden ist. Von diesem Wohnungsbe- 
stand sind die Wohnungen abzuziehen, die sich 
nach den gebäudestatistischen Feststellungen auf 
Grund des Volkszählungsgesetzes 1961 in nur 
zeitweise bewohnten Ein- und Zweifamilienhäu- 
sern befinden oder von Angehörigen auslän- 
discher Streitkräfte gemietet sind. Der verblei- 
bende Wohnungsbestand ist nach der amtlichen 
Bautätigkeitsstatistik auf Grund des Gesetzes 
über die Durchführung von Statistiken der Bau- 
tätigkeit vom 20. August 1960 (Bundesgesetzbl. I 
S. 704) entsprechend den Zu- und Abgängen fort- 
zuschreiben. Zu- und Abgänge, die sich aus Ver- 
änderungen der von den ausländischen Streit- 
kräften in Anspruch genommenen Wohnungen 
ergeben, sind ebenfalls zu berücksichtigen. 

(3) Als Wohnparteien zählen die Mehrperso- 
nenhaushalte und 75 vom Hundert der Einper- 
sonenhaushalte. Die Zahl der Wohnparteien ist 
aus der Statistik auf Grund des Volkszählungs- 
gesetzes 1961 zu ermitteln und fortzuschreiben. 
Die Fortschreibung geschieht in der Weise, daß 
das Verhältnis der Wohnparteien zur Einwoh- 
nerzahl aus der Statistik auf Grund des Volks- 
zählungsgesetzes 1961 auf die nach der amt- 
lichen Bevölkerungsstatistik auf Grund des Ge- 
setzes über die Statistik der Bevölkerungsbewe- 
gung und die Fortschreibung des Bevölkerungs- 
standes vom 4. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 694) fortgeschriebene Einwohnerzahl übertra- 
gen wird." 

Das Gesetz über die Wohnraumbewirtschaftung 
im Saarland (WBGS) vom 23. Juni 1960 in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 26. Septem- 
ber 1960 (Amtsblatt des Saarlandes S. 851) wird 
wie folgt geändert: 

a) In § 3 c Abs. 4 werden die Worte „oder vom 

1. Juli jedes weiteren Jahres" durch die 

Worte „oder vom 1. Juli 1962" ersetzt. 

b) § 3 d wird wie folgt geändert: 

aa) Die bisherige Überschrift wird durch 
„Gebietsweise Aufhebung der Wohn- 
raumbewirtschaftung in den Jahren 1961 
und 1962" ersetzt. 

bb) In Absatz 1 werden die Worte „sodann 
vom 1. Juli jedes weiteren Jahres" durch 
die Worte „vom 1. Juli 1962" ersetzt. 

cc) In Absatz 2 Nr. 2 werden die Worte 
„jedes weiteren Jahres" durch „1962" 
ersetzt. 
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c) Nach § 3 d ist folgender neuer § 3 dd einzu- 
fügen: 

„§ 3 djd 

Gebietsweise Aufhebung 
der Wohnraumbewirtschaftung ab 1. Juli 1963 

(1) Die Wohnraumbewirtschaftung soll 
vom 1. Juli 1963 und sodann vom 1. Juli jedes 
weiteren Jahres an durch Rechtsverordnung 
der Landesregierung in den kreisfreien Städ- 
ten und Landkreisen aufgehoben werden, in 
denen die Zahl der Wohnparteien die Zahl 
der vorhandenen Wohnungen am 31. Dezem- 
ber des vorhergegangenen Jahres um weni- 
ger als 3 vom Hundert überschritten hat. Die 
§§ 4 und 38 bleiben unberührt. 

(2) Für die Zahl der vorhandenen Woh- 
nungen ist von dem Wohnungsbestand auszu- 
gehen, der auf Grund des Volkszählungsge- 
setzes 1961 vom 13. April 1961 (Bundesge- 
setzbl. I S. 437) ermittelt worden ist. Von die- 
sem Wohnungsbestand sind die Wohnungen 
abzuziehen, die sich nach den gebäudesta- 
tistischen Feststellungen auf Grund des 
Volkszählungsgesetzes 1961 in nur zeitweise ; 
bewohnten Ein- und Zweifamilienhäusern be- : 
finden oder von Angehörigen ausländischer 
Streitkräfte gemietet sind. Der verbleibende 
Wohnungsbestand ist nach der amtlichen Bau- 
tätigkeitsstatistik auf Grund des Gesetzes 
über die Durchführung von Statistiken der 1 
Bautätigkeit vom 20. August 1960 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 704) entsprechend den Zu- und 
Abgängen fortzuschreiben. Zu- und Abgänge, : 
die sich aus Veränderungen der von den aus- j 
ländischen Streitkräften in Anspruch genom- 
menen Wohnungen ergeben, sind ebenfalls 
zu berücksichtigen. 

(3) Als Wohnparteien zählen die Mehr- : 
personenhaushalte und die Hälfte der Einper- 
sonenhaushalte, in Gemeinden mit 100 000 
und mehr Einwohnern 60 vom Hundert der 
Einpersonenhaushalte. Die Zahl der Wohn- 
parteien ist aus der Statistik auf Grund des 
Volkszählungsgesetzes 1961 zu ermitteln und 
fortzuschreiben. Die Fortschreibung geschieht 
in der Weise, daß das Verhältnis der Wohn- 
parteien zur Einwohnerzahl aus der Statistik 
auf Grund des Volkszählungsgesetzes 1961 
auf die nach der amtlichen Bevölkerungssta- 
tistik auf Grund des Gesetzes über die Sta- j 
tistik der Bevölkerungsbewegung und die ! 
Fortschreibung des Bevölkerungsstandes vom j 
4. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 694) fortge- j 
schriebene Einwohnerzahl übertragen wird. ! 

(4) In der Rechtsverordnung nach Absatz 1 | 
soll die Wohnraumbewirtschaftung in den in ! 


Absatz 1 bezeichneten Landkreisen für Ge- 
meinden auf deren Antrag aufrechterhalten 
werden, wenn die wohnungswirtschaftlichen 
Verhältnisse es erfordern und wenn 

a) die Zahl der Einwohner über 10 000 
beträgt und die Zahl der Wohnpar- 
teien die Zahl der vorhandenen 
Wohnungen am 31. Dezember des 
vorhergegangenen Jahres um 5 vom 
Hundert überschritten hat oder 

b) die Zahl der Wohnparteien die Zahl 
der vorhandenen Wohnungen am 
31. Dezember des vorhergegange- 
nen Jahres um 3 vom Hundert 
überschritten hat, die Zahl der Ein- 
wohner über 2000 beträgt und sich 
in den letzten drei Jahren vor dem 
1. Januar 1963 oder dem 1. Januar 
jedes weiteren Jahres um mehr als 
10 vom Hundert erhöht hat. 

(5) Die Wohnraumbewirtschaftung in den 
in Absatz 4 bezeichneten Gemeinden sowie 
in den in § 3 c Abs. 3 und § 3 d Abs. 2 be- 
zeichneten Gemeinden, in denen die Wohn- 
raumbewirtschaftung bis zum 30. Juni 1963 
noch nicht aufgehoben ist, soll durch Rechts- 
verordnung der Landesregierung vom 1. Juli 
1963 oder vom 1. Juli jedes weiteren Jahres 
an aufgehoben werden, wenn am 31. Dezem- 
ber des vorhergegangenen Jahres die Zahl 
der Wohnparteien die Zahl der vorhandenen 
Wohnungen um weniger als 3 vom Hundert 
überschritten hat." 

d) § 3 e wird wie folgt geändert: 

aa) In Absatz 1 werden die Worte „§§ 3 c 
und 3 d" durch die Worte „§§ 3 c, 3d 
und 3 dd" ersetzt. 

bb) In Absatz 2 ist nach der Zahl „4" einzu- 
fügen „und vom 1. Juli 1963 an § 3dd 
Abs. 4 und 5". 


Artikel III 

Schluß- und Übergangsvorschriften 

§ 1 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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